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Eurokrise? Deutsche Lohnkrise!
Für Merkel ist die Eurokrise vor allem eine

Schuldenkrise. Deshalb müsse jetzt mit eiserner

Entschlossenheit gespart werden. Weitgehend

ausgeblendet bleibt, dass viel Geld für Banken-

rettungen ausgegeben wurde. Vollkommen igno-

riert wird, dass Deutschland seit 2000 einen

massiven Außenhandelsüberschuss gegenüber

dem Ausland aufgebaut hat. Zu den 1400 Milli-

arden Euro, die von 2000 bis 2011 mehr expor-

tiert als importiert wurden, kommen dieses Jahr

noch einmal 170 Milliarden Außenhandelsüber-

schuss hinzu. Diese knapp 1,6 Billionen Euro

konnte das Ausland nicht mit eigenen Warenlie-

ferungen bezahlen, sondern nur durch Schulden,

die letztlich auch zu Staatsschulden wurden.

Gerade deutsche Banken waren immer hilfreich

zur Stelle um die Außenhandelsdefizite in Grie-

chenland, Italien, Spanien und anderen Ländern

zu finanzieren. Umso mehr wird gejammert und

staatliche Hilfe eingefordert weil die Kredite seit

zwei Jahren zunehmend unsicher werden. Für

die Banken war und ist Merkel immer sofort zur

Stelle. Die Rettungspakete für Griechenland,

Portugal und Irland waren im Wesentlichen nur

Rettungsaktionen für die Banken.

Die absehbare Steigerung des deutschen Außen-

handelsüberschusses auf 170 Milliarden Euro

dieses Jahr ist kein Erfolg, sondern führt zur Ver-

schärfung und Verfestigung der Krise. Die deut-

schen Überschüsse sind Resultat einer massiv

auf Exporte ausgerichteten Wirtschaftspolitik.

Um die deutsche Wettbewerbsfähigkeit zu stei-

gern, haben SPD und Grüne die Agenda 2010

aufgelegt. Mit Befristungen, Leiharbeit und Hartz

IV wurde den Menschen massives Lohndumping

aufgezwungen. Seit 2000 sind die Reallöhne um

nahezu fünf Prozent gesunken, während sie in

den anderen europäischen Ländern um mehr als

fünf Prozent gestiegen sind. So wurde die

Binnennachfrage hierzulande und damit auch die

Nachfrage nach ausländischen Produkten, also

Importen stranguliert. Gleichzeitig erhielten die

Unternehmer mit niedrigen Lohnkosten eine

Waffe in die Hand, um in andere Märkte einbre-

chen zu können und die Exporte massiv zu stei-

gern.

Die Schere zwischen Importen und Exporten

öffnete sich immer stärker, führte zu dramati-

schen Überschüssen. So zeigt sich die Eurokrise

letztlich als eine Krise der deutschen Lohnpolitik.

Mit der Agenda 2010 haben Schröder, Fischer

und im Weiteren Merkel die Lohnsetzungsmacht

der deutschen Gewerkschaften gebrochen und

so einen Wirtschaftsimperialismus begründet,

der jetzt droht, auf die Menschen hierzulande

zurückzuschlagen.

Die überwiegende Mehrheit der Beschäftigten in

Deutschland soll doppelt bezahlen. Erst werden

die Exportüberschüsse durch staatlich erzwun-

genes Lohndumping und Sozialkürzungen er-

zwungen, dann sollen sie für die Folgen der Im-

portüberschüsse in den anderen Ländern und

den damit verursachten Schuldenkrisen haften.

Gefeierte „Weltökonomen“ wie Steinbrück und

der umtriebige Gabriel entpuppen sich als zyni-

sche Kleingeister, wenn sie jetzt die europäische

Vergemeinschaftung aller Staatsschulden for-

dern: Erst die Menschen mit Leiharbeit, Befris-

tungen, Hartz IV usw. traktieren und dann auch

noch von den Opfern dieser Politik die Folgen in

anderen Ländern bezahlen lassen.

Soll Europa gerettet werden, muss mit dieser

Politik Schluss sein: Europa braucht wirksame

Sanktionen gegen Lohndrückerei und zur Steige-

rung der Binnennachfrage in Deutschland. DIE

LINKE will die sofortige Rücknahme der Hartz IV-

Reformen, den allgemeinen und flächendecken-

den Mindestlohn einführen, die Verhandlungs-

position der Gewerkschaften durch Änderungen

der entsprechenden Gesetze stärken und das

Sozialsystem ausbauen.


